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Mehr Maschinenraum
als Kommandobrücke
Der Einfluss der EU-Rats-Präsidentschaft ist begrenzt

RENÉ HÖLTSCHI, BERLIN

Mit der Projektion des Logos und des
Mottos der deutschen EU-Rats-Präsi-
dentschaft auf das Brandenburger Tor in
Berlin hat die deutsche Regierung in der
Nacht auf Mittwoch die Übernahme die-
ses Amts symbolisiert. Deutschland löst
auf diesem Posten Kroatien ab und wird
den Stab Ende des Jahres an Portugal
weiterreichen. Während sechs Monaten
werden deutsche Diplomaten und Poli-
tiker unzählige Anlässe der EU-Staaten
leiten, von Arbeitsgruppen für Steuer-
fragen über die Sitzungen der 27 Brüsse-
ler EU-Botschafter bis hin zu Minister-
treffen. Deutsche Minister laden deshalb
dieser Tage eifrig zu Pressekonferenzen,
um Arbeitsprogramme vorzustellen, Lob-
bys veröffentlichen lange Listen mit Wün-
schen an die Präsidentschaft, Kommenta-
toren betonen, in welch struber Zeit Ber-
lin das Steuer übernehme und welche
Verantwortung auf ihm laste. Deutsch-
land könne nun «die wirtschaftliche,
nachhaltige und digitale Neuausrichtung
Europas einleiten», schwärmte etwa die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, Katja Leikert.

Hohe Erwartungen

All dies weckt Erwartungen, die fast nur
enttäuscht werden können. Der Einfluss
der Ratspräsidentschaft wird gern massiv
überschätzt – gerade auch im jeweiligen
Präsidentschafts-Land. Begrenzt wird der
Einfluss primär durch die Funktionsweise
der EU. Neue Gesetzgebungsvorschläge
kann nur die Europäische Kommission
einbringen, nicht die Ratspräsidentschaft.
Letzterer obliegt es primär, die Verhand-
lungen der Mitgliedstaaten über vorlie-
gende Vorschläge zu leiten. Dabei wird
vieles vom Kalender diktiert: Wer zum
jetzigen Zeitpunkt die Präsidentschaft
übernimmt, muss sich zuallererst um den
Finanzrahmen der EU für die nächsten
sieben Jahre kümmern, weil der momen-
tan geltende Ende Jahr abläuft. Damit
verbunden ist der geplante Wiederauf-
baufonds als Reaktion auf die Corona-
Krise. Für beides liegen die Vorschläge
längst auf dem Tisch, für den Fonds hat
Deutschland noch vor seiner Präsident-
schaft mit dem «Merkel-Macron-Plan»
vom Mai wichtige Vorarbeit geleistet.

Auf andere, nicht ganz so dringende
Themen hat die Präsidentschaft über die
Gestaltung der Agenda etwas mehr Ein-
fluss. Doch sechs Monate sind viel zu
kurz, um den Kurs des Supertankers EU

nachhaltig zu verändern. Ein Vorsitz, der
eigene Interessen hintanstellt und sich als
ehrlicher Makler versteht, kann durch ge-
schickte Verhandlungsführung und kluge
Kompromissvorschläge vor allem solche
Beschlüsse herbeiführen, für die die Zeit
reif ist. Bei andern Themen beisst sich
hingegen auch der beste Vermittler die
Zähne aus, weil die Gegensätze zwischen
den Mitgliedstaaten schlicht zu gross
sind – zu dieser Kategorie gehört seit län-
gerem die Migrationspolitik. In vielen Be-
reichen können zudem die Mitgliedstaa-
ten nicht allein entscheiden, sondern nur
gemeinsam mit dem EU-Parlament.

Nebenrolle für Merkel

Im Weiteren hat die Ratspräsidentschaft
durch den am 1. Dezember 2009 in Kraft
getretenen Vertrag von Lissabon (Pri-
märrecht der EU) erheblich an Gewicht
verloren. Während der letzten deutschen
Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr
2007 hatte Angela Merkel, die schon da-
mals Bundeskanzlerin war, die Verhand-
lungen ihrer Amtskollegen an den EU-
Gipfeln persönlich geleitet. Dieses Mal
steht diesem obersten Gremium der Mit-
gliedstaaten der Belgier Charles Michel
vor, der derzeit das mit dem Lissabon-
ner Vertrag geschaffene Amt des festen
Präsidenten des Europäischen Rats der
Staats- und Regierungschefs innehat. Die
Sitzungen der Aussenminister werden in-
folge dieser Reformen auch nicht vom
deutschen Aussenminister Heiko Maas
geführt, sondern vom EU-Aussenbeauf-
tragten Josep Borrell.

Dennoch wird Merkel in den nächsten
sechs Monaten zu den wichtigsten Politi-
kern der EU zählen – aber nicht wegen
der Präsidentschaft, sondern wegen des
Gewichts des von ihr vertretenen Mit-
gliedstaats, ihrer langen Erfahrung und
ihres Ansehens in Europa. All das kann
sie in die Waagschale werfen, wenn sie
hinter den Kulissen Präsident Michel
assistiert, um zum Beispiel in den Ver-
handlungen über den Wiederaufbaufonds
zwischen den «sparsamen vier» (Nieder-
lande, Österreich, Dänemark und Schwe-
den) und den Nettoempfängern zu ver-
mitteln. Diese Maklerrolle haben bei
allen anstehenden Themen auch Merkels
Minister und Diplomaten. Ihre Arbeit ist
indessen eher mit derjenigen im verwin-
kelten und etwas stickigen Maschinen-
raum des Supertankers EU zu verglei-
chen als mit der des schmucken Kapi-
täns auf der Kommandobrücke. Wichtig
ist sie dennoch.

Rückzug Frankreichs aus
Nato-Marineoperation
«Feindseliger» Akt Ankaras hat Konsequenzen

DSt. Brüssel · Angespannt ist das Ver-
hältnis zwischen den beiden Nato-Staaten
Türkei und Frankreich schon lange. Nun
hat Frankreich angekündigt, sich aus Pro-
test gegen einen «feindseligen»AktAnka-
ras im Mittelmeer vor drei Wochen von
der Nato-Marineoperation «Sea Guar-
dian» vorübergehend zurückzuziehen.
Das teilte ein Sprecher des französischen
Verteidigungsministeriums am Mittwoch
mit. Bei dem Vorfall vom 10. Juni wollte
die französische Fregatte «Courbet» ein
Frachtschiff vor der libyschen Küste kon-
trollieren. Dieses stand unter dem Ver-
dacht, Waffenlieferungen in Richtung
Libyen zu transportieren. Die Nato-Mis-
sion «Sea Guardian» ist unter anderem
mit dem Mandat betraut,Terrorismus und
Piraterie im Mittelmeer zu bekämpfen.
Sie unterstützt aber auch die EU bei der
Überwachung des Uno-Waffenembargos
gegen Libyen. Das verdächtige Fracht-
schiff wurde von drei türkischen Kriegs-
schiffen begleitet, die die «Courbet» zum
Abdrehen zwangen. Nach Angaben aus
Paris habe eines der Schiffe mehrfach sei-
nen Feuerleitradar auf die französische

Fregatte gerichtet. Da solche Systeme in
der Regel nur benutzt werden, um Ziel-
daten für den Gebrauch vonWaffensyste-
men zu liefern,war dies von Frankreich als
«extrem aggressiv» gewertet worden.Der
Frachter konnte ungestört den libyschen
Hafen Misrata anlaufen.

Nato-Generalsekretär Jens Stolten-
berg hatte eine Untersuchung des Vor-
falls angekündigt. Ein erster, als geheim
eingestufter Bericht sei inzwischen fer-
tiggestellt, heisst es aus Brüssel. Ob der
Streit allerdings rasch beigelegt werden
kann, ist fraglich. So beharrt die Tür-
kei vehement auf ihrer Version, wonach
die «Courbet» einem ihrer Schiffe ge-
fährlich nahegekommen sei, aber kei-
nen Funkkontakt aufgenommen habe.
Aus Sicherheitsgründen habe das türki-
sche Schiff die integrierte Kamera des
Radars benutzt, es sei aber keine Ziel-
erfassung durchgeführt worden.

Im Libyen-Konflikt unterstützt die
Türkei die Regierung von Ministerprä-
sident Fayez al-Sarraj. Frankreich hin-
gegen gilt als Sympathisantin des Rebel-
lengenerals Khalifa Haftar.

Nach jahrzehntelangen Kontroversen hat die Regierung des 6. Prager Bezirks die Statue von Marschall Konew abgebaut. O. DEML / IMAGO

Marschall vom Sockel geholt
Entfernung einer Statue stört tschechisch-russisches Verhältnis empfindlich

IVO MIJNSSEN, PRAG

Am Platz der Internationalen Brigaden
in Prag steht ein Block aus Sperrholz. Er
würde nicht weiter auffallen, hätte nicht
jemand «Konew ist ein Befreier» darauf
gesprayt. Nur Eingeweihte wissen, dass
der Kubus den Sockel des Denkmals für
Marschall Iwan Konew verbirgt. Und
nichts deutet darauf hin, welch heftigen
Konflikt die Entfernung der mächtigen
Bronzestatue Konews am 3. April ausge-
löst hat – inklusive diplomatischer Ver-
werfungen und eines angeblichen Mord-
komplotts gegen tschechische Politiker.

Wütende russische Reaktionen

Verantwortlich für den Abbau war
Ondrej Kolar, der Bürgermeister von
Bubenec im 6. Prager Bezirk. Der bür-
gerliche Politiker steht noch immer
unter Polizeischutz, aber im Gegensatz
zu der strengen Isolation der beiden Vor-
monate, kann er seine Familie wieder se-
hen. Der Grund für die Sicherheitsvor-
kehrungen waren die russischen Reak-
tionen, die seine Entscheidung auslöste.
Der Kulturminister bezeichnete Kolar
als Nazi, das Aussenministerium protes-
tierte gegen die «Schändung» des Denk-
mals und sah darin einen Verstoss gegen
den bilateralen Freundschaftsvertrag.
Das staatliche Ermittlungskomitee eröff-
nete eine Strafuntersuchung gegen die
Prager, und Aktivisten in St. Petersburg
griffen das tschechische Konsulat an.

Ausser Kontrolle schien die Lage zu
geraten, als tschechische Medien Ende
April von angeblichen Plänen russischer
Agenten berichteten, den Prager Bürger-
meister Zdenek Hrib, Kolar und einen
weiteren Bezirkspolitiker mit Rizin zu
ermorden. Die tschechischen Behörden
stellten das Trio unter strengen Schutz,
und sogar der Nato-Generalsekretär ver-
urteilte die «Einschüchterung». Manche
fühlten sich an den Fall Litwinenko erin-
nert. Doch als das tschechische Aussen-
ministerium Anfang Juni zwei Diploma-
ten des Landes verwies, wurde die Ge-
schichte vollends absurd: Die angeblichen
Giftpläne erwiesen sich als Produkt einer
Intrige innerhalb der russischen Bot-
schaft. Ein Mitarbeiter hatte seinen Vor-
gesetzten anonym beim tschechischen
Geheimdienst denunziert, um ihn loszu-
werden. Ministerpräsident Andrej Babis
zeigte sich darüber äusserst verärgert
und begründete die Ausweisung mit dem
Schaden an den bilateralen Beziehungen.

«Heute erscheint mir das alles wie
ein schlechter Witz», meint Kolar rück-
blickend. Ernst genommen habe er die
Drohungen aber sehr wohl – gerade an-
gesichts der heftigen Reaktion Moskaus.
Diese sei umso unverständlicher, als russi-

sche Diplomaten seit fast dreissig Jahren
in Diskussionen um die 1980 unter kom-
munistischer Herrschaft errichtete Statue
involviert seien und deren Abbau 2008
sogar einmal zugestimmt hätten.

Dass die russische Aussenpolitik seit-
her deutlich aggressiver geworden ist,
stellt nicht nur Kolar fest. In Bubenec
führte dies zu einer Zunahme der Kon-
flikte um die Statue: Es kam regelmässig
zu Demonstrationen,unter anderem des
kremlnahen Motorradklubs «Nacht-
wölfe», und zu Vandalismus. Im Septem-
ber 2019 beschloss der Gemeinderat von
Prag 6 deshalb, das Denkmal zu entfer-
nen. Dies unterscheidet den Fall auch
von Denkmalstürzen in den USA oder
Belgien:«Die Entfernung war das Resul-
tat eines langen Prozesses», sagt Kolar,
die Statue sei fachgerecht abgebaut wor-
den und komme in ein Museum. Bei ihr
handle es sich auch nicht um eine beson-
ders schützenswerte Gedenkstätte, wie
sie etwa Kriegsgräber darstellten.

Dass die Statue solche Emotionen
auslöst, hat mit der historischen Rolle
von Konew zu tun. Der Marschall, einer
der wichtigsten Anführer der Roten
Armee, wurde zweimal durch Josef Sta-
lin mit dem höchsten Orden ausgezeich-
net. Seine Truppen eroberten grosse
Teile Polens, befreiten Auschwitz und
nahmen am 9. Mai 1945 Prag ein – aller-
dings kampflos: Einen Tag zuvor hatte
sich die Wehrmacht zurückgezogen, da
ihre Lage aufgrund des Vormarsches
der Alliierten aus Ost und West sowie
des bewaffneten Aufstands der Prager
hoffnungslos war. In die sowjetische und
russische Geschichtsschreibung ging er
dennoch als Befreier Prags ein.

In Ostmitteleuropa steht Konew je-
doch seit der Wende 1989 für Moskaus
Imperialismus. Als Oberkommandie-
render der Truppen des Warschauer
Vertrags und in Deutschland spielte
er eine zentrale Rolle bei der Nieder-
schlagung des Ungarn-Aufstands 1956
und beim Bau der Berliner Mauer fünf
Jahre später. Weniger klar ist sein Bei-
trag zur Militärinvasion, die den Pra-
ger Frühling 1968 zu einem jähen Ende
brachte: Zwar hatte er innerhalb der
Armee keine aktive Funktion mehr,
doch existieren Hinweise darauf, dass er
an der Vorbereitung entscheidend betei-
ligt war. In der Tschechoslowakei führte
Konew nach der Befreiung ein Gewalt-
regime ein. So liess er nach Kriegsende
die Stadt Mlada Boleslav bombardie-
ren – mutmasslich, um eine Flucht der
deutschen Truppen in die amerikanische
Zone zu verhindern. Tausende wurden
nach Sibirien deportiert, auch aus Bu-
benec, wohin viele Gegner der Kommu-
nisten nach der Oktoberrevolution 1917
geflohen waren.

Prager Politiker wie Kolar und Bür-
germeister Hrib wissen mit ihrer Ge-
schichtspolitik und der Distanzierung
von Russland die Bevölkerung hinter
sich. Letzterer hat sich Moskau in diesem
Frühling ebenfalls zum Feind gemacht,
als er den Platz vor der russischen Bot-
schaft nach dem ermordeten Oppositio-
nellen Boris Nemzow umbenennen liess.
Russland sah dies als Provokation, da
viele Putin-Kritiker glauben, der Kreml
könnte in die Tötung involviert gewe-
sen sein. Hrib kritisiert den grossen rus-
sischen Einfluss im Land, der sich auch
darin äussere, dass 140 Personen in den
diplomatischen Vertretungen arbeiteten.
«Die Russen respektieren die Selbst-
regierung der Prager nicht», kommentiert
er am Telefon den Denkmalstreit; wegen
eines Corona-Verdachtfalls beim Vize-
bürgermeister sitzt er nach dem Ende der
polizeilich verordneten Isolation erneut
in der Quarantäne. «Die Gemeinden und
die lokale Bevölkerung müssen selbst
entscheiden, welche Statuen sie haben
wollen – oder nicht.» Nationale Politiker
sehen Russland jedoch viel weniger kri-
tisch. Die Regierung ist auf die Tolerie-
rung durch die Kommunistische Partei
angewiesen, die aus ihren Sympathien
für Putin ebenso wenig ein Geheimnis
macht wie Milos Zeman, der zweimal
von einer absoluten Mehrheit gewählte
Staatspräsident. Er steht im Denkmal-
streit klar auf der Seite Moskaus.

Konew ist überall

Neben der postkolonialen Emanzipa-
tion von Russland geht es beim Kon-
flikt um Konew aber auch darum, wie
Prag mit seiner sozialistischen Vergan-
genheit umgehen will. Wer mit den auf
das Thema spezialisierten Prague Spe-
cial Tours die Stadt durchstreift, findet
dessen Spuren überall, in der Metro,
der Architektur, den Strassennamen.
«Es braucht eine konstruktive Debatte,
aber sicher keine Gewalt», glaubt Zde-
nek Hrib. Forderungen, Konew ganz
aus dem Stadtbild zu tilgen, sieht er
skeptisch: So prüft der Bezirk Prag 3,
die Konevova-Strasse umzubenennen.
Dies wäre laut Hrib aber zu aufwendig,
«3000 Einträge von Personen und Fir-
men müssten geändert werden».

Zumindest künstlerisch feiert Konew
sogar eine Rückkehr nach Prag: Ent-
lang der Strasse wurden im Rahmen des
«Landscape Festival» kürzlich zahlreiche
Mini-Konew-Statuen aufgestellt. Sie re-
cken keck ihre linke Faust in die Höhe
und sind farbenfroh bemalt – als Super-
man, als Joker, als Stalin und Hitler. Die
an Gartenzwerge erinnernden Figuren
sollen eine spielerische Auseinander-
setzung mit dem Denkmalstreit sein.
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In Libanon kollabiert das Bildungssystem
Schon vor dem Wirtschaftskollaps war eine gute Ausbildung teuer, doch jetzt ist auch die Mittelschicht mit den Schulkosten überfordert

CHRISTIANWEISFLOG

Als George Zreik das Geld fehlte, um die
Privatschule seiner Tochter zu bezahlen,
sah er nur noch schwarz. Er fuhr mit sei-
nemTaxi zum Schulhof, übergoss sich mit
Benzin und zündete sich an. Die Tragö-
die in einem kleinen Dorf in Nordliba-
non erschütterte vor gut einem Jahr das
ganze Land.Viele solidarisierten sich mit
Zreik, doch ahnten sie nicht, bald in einer
ähnlich ausweglosen Situation zu sein. Im
Oktober kollabierte das Bankensystem,
landesweite Proteste legten die Wirt-
schaft währendWochen lahm.

Dann kamen die Corona-Krise und
der Lockdown. Die libanesische Wäh-
rung stürzte weiter ab, die Preise schos-
sen in die Höhe.Nun kann sich auchYus-
sef al-Haddad die Privatschule für seine
drei Kinder nicht mehr leisten. Bereits
vorher gab er fast sein ganzes Jahressalär
aus, um die umgerechnet 7000 Dollar für
die Bildung seiner Kinder aufzubringen.
«Grundlegende Dinge wie Nahrungsmit-
tel sind jetzt viermal so teuer», sagt Had-
dad. «Die Menschen können ihre Kühl-
schränke nicht mehr füllen, wie sollen sie
den Schulunterricht bezahlen?»

Schlechte öffentliche Schulen

Haddad, dessen wirklicher Name geheim
bleiben soll, lebt in einem Dorf ausser-
halb der Hauptstadt Beirut und ist Fahrer
für eine Privatfirma. «Wir bekamen keine
gute Bildung. Es war deshalb mein Ziel,
dass meine Kinder sie erhielten.» Jetzt
muss Haddad ihnen erklären, warum
sie fortan in eine staatliche Schule müs-
sen. Besonders schmerzhaft ist das für
seine 12-jährige TochterYara. «Sie fürch-
tet sich, und ehrlich gesagt habe auch ich
Angst», sagt der 43-Jährige. «Der Unter-
richt und der Umgang mit den Kindern
in öffentlichen Schulen sind sehr schlecht,
speziell ausserhalb von Beirut.» Yara sei
die Klassenbeste gewesen. «Seit sie spre-
chen konnte, habe ich ihr gesagt, sie solle
die Schule ernst nehmen. Und sie hörte
auf mich», erzählt Haddad. Jetzt habe sie
kaum noch Chancen, an einer guten Uni-
versität zu studieren. «Sie hat Ambitio-
nen.Aber jetzt entgleiten sie ihr.»

«Vor allem die öffentlichen Grund-
schulen sind in einem bedauernswerten
Zustand», sagt auch Siham Antoun. Sie
unterrichtet selbst an einer staatlichen
Schule, ist in einer unabhängigen Leh-
rergewerkschaft aktiv und war Kandida-
tin der Opposition bei den Parlaments-
wahlen 2018. «Der Staat investiert nicht,
das Bildungsministerium ist voller Kor-
ruption, es gibt kaum eineAufsicht,Lehr-
plan und Lehrmittel sind veraltet.» Düs-
ter fügt sie hinzu: «Einige Eltern wer-
den ihre Kinder zur Arbeit anstatt in die
Schule schicken, um zu überleben.» Zu-
dem werde es für viele Kinder, die zuvor
an Privatschulen gingen, gar keinen Platz
an staatlichen Schulen geben.

Antoun schätzt die Zahl der Kin-
der, die nun ihre Privatschulen verlas-
sen müssen, auf rund 100 000. Eine
enorme Zahl. Der staatliche Bildungs-
sektor in Libanon ist nicht nur qualita-
tiv schlechter, er ist auch kleiner als der
private. Nur etwa 30 Prozent der Schü-
ler besuchen öffentliche Einrichtun-
gen. Und diese sind durch den Zustrom
von 450 000 syrischen Flüchtlingskin-
dern bereits überlastet. Um zumindest
der Hälfte von ihnen eine Schulbildung
zu ermöglichen, wurde ein Rotations-
system eingeführt. Die libanesischen
Kinder werden am Morgen, die syri-
schen am Nachmittag unterrichtet.

Schuldenberg angehäuft

Der Staat müsste jetzt massiv in das
öffentliche Bildungssystem investieren.
Doch er ist pleite. Er hat einen Schul-
denberg von über 90 Milliarden Dollar
angehäuft und kann die horrenden Zin-
sen nicht mehr bedienen. Die Schulden
werden zu 60 Prozent von den eigenen
Banken gehalten, die deshalb nun auch
kollabieren.Die Geldinstitute haben vor
allem die Dollar-Guthaben der Bürger
weitgehend eingefroren.Massenproteste
zwangen die Allparteienregierung von

Saad Hariri im Oktober zum Rücktritt.
Die Demonstranten forderten eineÜber-
gangsregierung aus unabhängigen Tech-
nokraten, Neuwahlen und Reformen.
Doch bis heute geschah nichts.Die Parla-
mentsmehrheit des Hizbullah und seiner
Verbündeten installierte im Februar eine
neue Regierung.Der neue Ministerpräsi-
dent Hassan Diab war Professor an der
Amerikanischen Universität und früher
einmal Bildungsminister. Er versprach in
blumigen Worten, die Protestbewegung
ernst zu nehmen.Doch bis jetzt hat seine
Regierung kein klares Reformprogramm
vorgelegt,während die libanesischeWäh-
rung weiter abstürzt. Lag der Mindest-
lohn früher umgerechnet bei 400 Dollar,
beträgt er nun noch 100 Dollar.

Keine Hilfskredite

Ohne Reformprogramm wird es je-
doch die dringend benötigten Hilfskre-
dite vom Internationalen Währungs-
fonds (IMF) nicht geben. Diabs Regie-
rung verhandelt seit Wochen über eine
Milliardenspritze. Doch es sieht nicht
gut aus. Mitte Juni warf einer der Bera-
ter des Finanzministeriums für die Ge-
spräche mit dem IMFwütend das Hand-
tuch. «Das Establishment scheint wei-
termachen zu wollen wie bisher», er-
klärte Henri Chaoul seinen Rücktritt
in einem offenen Brief. Wenn so weiter-
geht, dürfte sich auch die Krise im Bil-
dungswesen zuspitzen. Bereits jetzt ist an
den Privatschulen eine Entlassungswelle
im Gang. «Wir wurden gezwungen, vor
dem 5. Juli unsere Kündigung zu unter-
schreiben», erzählt eine Englischlehrerin,
die anonym bleiben will. Nennen wir sie
Zeina.Bereits seitMärz habe sie nur noch
die Hälfte ihres Lohnes erhalten. «Hätten
wir nicht unterschrieben,wäre uns die an-
dere Hälfte und der Lohn während der
Sommerferien nicht ausbezahlt worden.»

Der 5. Juli ist ein Stichtag. Hat eine
Schule das Arbeitsverhältnis mit einer
Lehrperson bis dahin nicht aufgelöst,
muss sie diese für ein weiteres Jahr be-
schäftigen und entlöhnen. Zeinas Schule
hat das Risiko, dass viele Eltern im Sep-
tember die Gebühren für das neue Schul-
jahr nicht mehr bezahlen können,deshalb
auf die Lehrer abgewälzt. Sollte Zeina
von ihrer Schule in zwei Monaten wie-
der eingestellt werden, dann vermutlich
nur noch zum halben Lohn. Die Mutter
von drei Kindern rutscht dadurch un-
weigerlich in die Armut ab. Betrug ihr
Monatslohn bis im Oktober noch umge-
rechnet 1200 Dollar, liegt er jetzt noch
bei 400 Dollar, später wären es noch 200.
Weil Libanon viele Grundnahrungsmittel
importieren muss, steigen gleichzeitig die

Preise in den Supermärkten rasant. Die
Armutsrate im Land ist in einem halben
Jahr von 30 auf 50 Prozent angestiegen.

Zeinas Schule ist kein Einzelfall. In
einem offenen Brief an den Staatspräsi-
denten warnte Boutros Azar, General-
sekretär der katholischen Schulen, im
Mai: «Die Mehrheit unserer Schulen,
nicht weniger als 80 Prozent, steuert auf
ihre Schliessung zu.» Ein solches Szena-
rio wäre katastrophal, besuchen in Liba-
non doch zwei Drittel der Privatschüler
eine katholische Einrichtung.

Die Krise betrifft auch die Ameri-
kanische Universität in Beirut (AUB),
das Juwel und der Stolz des libanesi-
schen Bildungssystems. Von den Dele-
gierten, die 1945 in San Francisco die
Uno gründeten, waren 19 ehemalige
Studenten der AUB. Nun aber gab die
Universitätsleitung kürzlich bekannt,
ein Viertel der insgesamt 6500 Mitar-
beiter entlassen zu müssen. Auch Stu-
denten wechseln derzeit von den teuren
Privatuniversitäten an staatliche Hoch-
schulen. Doch dies sei noch nicht das
Hauptproblem derAUB, sagt Professor
Charles Harb, der auch im Senat der
Universität sitzt. Die Entlassungen und
Verluste beträfen vor allem das Uni-
spital: «Das Medical Centre machte
bereits vor der Protestwelle im Okto-
ber jeden Monat einen Verlust von 2
Millionen Dollar.»Schüler während einer Pause in einer öffentlichen Schule in der Nähe von Beirut im vergangenen Dezember. MOHAMED AZAKIR / REUTERS
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